
 
INHALT: 
Haushaltssatzung 2023 Schulverband Schweitenkirchen-Paunzhausen 
Unternehmenssatzung für das Gemeinsame Kommunalunternehmen Ilmmünster-Hettenshausen, Anstalt des öffentlichen Rechts vom 
17.11.2022 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

 

Schulverband 
Schweitenkirchen-Paunzhausen 

 

 

 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 7 und 9 Bay. Schulfinanzierungsgesetz –BaySchFG- sowie Art. 63 ff. der Gemeindeordnung –GO- erlässt der Schul-

verband Schweitenkirchen-Paunzhausen folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023: 

 
§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf   
    940.425 € 
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf  227.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Vermögenshaushalt sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
Schulverbandsumlage: 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das 

Haushaltsjahr 2023 auf 590.930 € festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2022 auf 361 Ver-

bandsschüler festgesetzt. 
3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 1.636,93 € festgesetzt. 
 
Investitionskostenumlage: 
1. Eine Investitionskostenumlage wird für das Haushaltsjahr 2023 nicht festgesetzt.  
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 50.000 € festgesetzt.       
 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2023 in Kraft. 
 
                                       

II. 

 

Die Haushaltssatzung wurde dem Landratsamt Pfaffenhofen a. d. Ilm zur rechtlichen Würdigung vorgelegt. 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 

 
 

III. 
 
Gleichzeitig mit der Bekanntmachung der Haushaltssatzung wird der Haushaltsplan gem. Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. Art. 26 
KommZG und Art. 26 GO, Art. 65 Abs. 3 GO und § 4 Abs. 2 BekV eine Woche lang nach Erscheinen des Amtsblatts im Rathaus Schweitenkir-
chen - Kämmerei - innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsicht aufgelegt. Außerdem liegen die Haushaltssatzung und 
der Haushaltsplan während des ganzen Jahres im Rathaus Schweitenkirchen - Kämmerei - innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur 
Einsichtnahme bereit. 
 
 

Schweitenkirchen, den 29.12.2022 

 
gez. 

Josef Heigenhauser, 1. Vorsitzender 

 
 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
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Unternehmenssatzung für das 
 Gemeinsame Kommunalunternehmen Ilmmünster-Hettenshausen, 

Anstalt des öffentlichen Rechts 

vom 17.11.2022 
 
 
 
Aufgrund von Art. 23 Satz 1, Art. 89 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
August 1998 (GVBl. 1998, S. 796), die zuletzt durch Gesetz vom 22.07.2022 (GVBl. 374) geändert worden ist, und aufgrund der Art. 49 und 50 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995 
S. 98), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2022 (GVBl. 374) errichten die Gemeinden Ilmmünster und Hettenshausen ein das 
Gemeinsame Kommunalunternehmen Ilmmünster-Hettenshausen und vereinbaren hierzu folgende Unternehmenssatzung: 
 

 

Inhaltsübersicht 

 

§ 1 Name, Sitz, Stammkapital 

§ 2 Gegenstand des Kommunalunternehmens 

§ 3 Organe 

§ 4 Der Vorstand 

§ 5 Der Verwaltungsrat 

§ 6 Zuständigkeit des Verwaltungsrats 

§ 7 Einberufung und Beschlüsse des Verwaltungsrats 

§ 8 Schriftform 

§ 9 Wirtschaftsführung, Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

§ 10 Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung 

§ 11 Wirtschaftsjahr 

§ 12 Auflösung des Unternehmens 

§ 13 Inkrafttreten 

 

 

§ 1 Name, Sitz, Stammkapital 

 

(1) Das „Gemeinsame Kommunalunternehmen Ilmmünster-Hettenshausen“ ist ein selbstständiges, gemeinsames Unternehmen der Gemeinden 
Ilmmünster und Hettenshausen in der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts (gemeinsames Kommunalunternehmen). 
 

(2) Träger des gemeinsamen Kommunalunternehmens sind die Gemeinden Ilmmünster und Hettenshausen. 
 

(3) Das Kommunalunternehmen führt den Namen „Gemeinsames Kommunalunternehmen Ilmmünster-Hettenshausen“ mit dem Zusatz „Anstalt des  
öffentlichen Rechts der Gemeinden Ilmmünster und Hettenshausen“. Es tritt unter diesem Namen im gesamten Geschäfts- und Rechtsverkehr 
auf. Die Kurzbezeichnung lautet „gKU Ilmmünster-Hettenshausen“. 
 

(4) Das Kommunalunternehmen hat seinen Sitz in der Gemeinde Ilmmünster. 
 

(5) Das Stammkapital beträgt 50.000 Euro. An dem Stammkapital halten die Gemeinde Ilmmünster 25.000 Euro und die Gemeinde Hettenshausen 
25.000 Euro. 
 

 
§ 2 Gegenstand des Kommunalunternehmens 

 
(1) Die Gemeinden Ilmmünster und Hettenshausen übertragen dem gemeinsamen Kommunalunternehmen die Aufgabe 

 

a. der Errichtung eines Wasserhochbehälters sowie der entsprechenden Zuleitungen; 

b. der Durchführung von Straßenbaumaßnahmen in den Trägergemeinden; 

c. der Durchführung von Baumaßnahmen der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in den Trägergemeinden; 

d. der Durchführung von Baumaßnahmen einschließlich Betrieb von Anlagen der Energieversorgung in den Trägergemeinden. 
 

(2) Das gemeinsame Kommunalunternehmen ist berechtigt, alle Geschäfte und Maßnahmen vorzunehmen, die dem Unternehmenszweck dienen. 
 

(3) Das gemeinsame Kommunalunternehmen ist nicht zum Satzungserlass berechtigt. Die Befugnis zum Erlass von Verwaltungsakten wird dem 
gemeinsamen Kommunalunternehmen nicht erteilt, 
 

(4) Leistungsbeziehungen zwischen den Gemeinden und dem gemeinsamen Kommunalunternehmen sollen in Verträgen geregelt werden, die der 
Schriftform bedürfen. 
 
 

§ 3 Organe 

 
Organe des Kommunalunternehmens sind der Vorstand (§ 4) und der Verwaltungsrat (§§ 5  bis 7). 
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§ 4 Der Vorstand 
 

(1) Der Vorstand besteht aus zwei Mitgliedern. 
 

(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die Dauer von drei Jahren bestellt; eine erneute Bestellung ist zulässig. Der Verwaltungsrat kann bei 
Vorliegen eines wichtigen  Grundes Mitglieder des Vorstands durch Beschluss mit einer Mehrheit von zwei Dritteln aller Mitglieder des Verwaltungs-
rats vorzeitig abberufen. 
 

(3) Der Vorstand leitet das Kommunalunternehmen eigenverantwortlich, sofern nicht durch Gesetz oder durch diese Unternehmenssatzung etwas 
anderes bestimmt ist. 
 

(4) Der Vorstand vertritt das Kommunalunternehmen nach außen. Der/die Vorstandsvorsitzende ist allein vertretungsberechtigt; das weitere Vor-
standsmitglied ist nur im Vertretungsfall allein vertretungsberechtigt. 
 

(5) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat in allen Angelegenheiten auf Anforderung Auskunft zu geben und ihn über alle wichtigen Vorgänge recht-
zeitig zu unterrichten. 
 

(6) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat mindestens halbjährlich Zwischenberichte über die Abwicklung des Vermögens- und Erfolgsplans schriftlich 
vorzulegen.    Des Weiteren hat der Vorstand den Verwaltungsrat zu unterrichten, wenn bei der Ausführung des Erfolgsplans erfolgsgefährdende 
Mindererträge oder Mehraufwendungen zu erwarten sind. Sind darüber hinaus Verluste zu erwarten, die Auswirkungen auf den Haushalt der 
Trägergemeinden haben können, sind diese zu unterrichten; dem Verwaltungsrat ist hierüber unverzüglich zu berichten. 
 

(7) Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, gibt er sich eine Geschäftsordnung, die vor allem Bestimmungen über die Einberufung, Be-
schlussfähigkeit und Abstimmung in Anlehnung an § 7 enthält. 
 

 
§ 5 Verwaltungsrat 

 
(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und sechs übrigen Mitgliedern.  

 
(2) Der Vorsitzende des Verwaltungsrats und der stellvertretende Vorsitzende des Verwaltungsrats werden aus der Mitte des Verwaltungsrats ge-

wählt; wählbar sind nur die 1. Bürgermeister der Trägergemeinden. 
 

(3) Die übrigen Mitglieder des Verwaltungsrats werden von den Gemeinderäten der Trägergemeinden für sechs Jahre bestellt und zwar die Hälfte 
der übrigen Mitglieder durch den Gemeinderat der Gemeinde Ilmmünster und die andere Hälfte der übrigen Mitglieder durch den Gemeinderat 
der Gemeinde Hettenshausen. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der Gemeinderat einer Trägergemeinde die von ihm bestellten Mit-
glieder des Verwaltungsrats vorzeitig abberufen. 
 

(4) Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats, die dem Gemeinderat einer Trägergemeinde angehören, endet mit dem Ende der Wahlzeit oder 
dem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Gemeinderat. Die Mitglieder des Verwaltungsrats üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder 
weiter aus. 
 

(5) Der Verwaltungsrat gibt sich unter Beachtung des § 7 eine Geschäftsordnung. 
 

(6) Der Verwaltungsrat hat den Gemeinden auf Verlangen Auskunft über alle wichtigen Angelegenheiten des Kommunalunternehmens zu geben. Im 
Übrigen haben die Mitglieder des Verwaltungsrats über alle vertraulichen Angaben und Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des Unternehmens 
Verschwiegenheit zu bewahren; diese Pflicht besteht auch nach ihrem Ausscheiden fort. Sie gilt nicht gegenüber den Organen der Gemeinde (§ 
4 KUV). 
 

(7) Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten eine Entschädigung für die Teilnahme an dessen Sitzungen entsprechend den für das Sitzungsgeld 
des jeweiligen Gemeinderats, von dem sie bestellt sind, geltenden Bestimmungen. 
 

 

§ 6 Zuständigkeit des Verwaltungsrats 

 
(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstands. 

 
(2) Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand über alle Angelegenheiten des Kommunalunternehmens Berichterstattung verlangen. 

 
(3) Der Verwaltungsrat entscheidet über: 

 

a. Bestellung und Abberufung des Vorstands sowie Regelung des Dienstverhältnisses des Vorstands; 

b. Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans; 

c. Planung, Gestaltung und Ausführung von Baumaßnahmen 

d. Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Leistungen einschließlich Planungsaufträgen und Bauleistungen, soweit sie im Einzelfall einen Wert 
von 20.000 € überschreiten; 

e. Bestellung des Abschlussprüfers; 

f. Feststellung des geprüften Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresergebnisses sowie Entlastung des Vorstands; 

g. Aufnahme von Darlehen, die im Einzelfall den Betrag von 100.000 € überschreiten. 
 

(4) Der Gemeinderat einer Trägergemeinde kann den von ihm bestellten Mitgliedern des Verwaltungsrats vor den Entscheidungen nach Absatz 3 lit. 
d Weisungen erteilen. 
 

(5) Dem Vorstand gegenüber vertritt der Vorsitzende des Verwaltungsrats das Kommunalunternehmen gerichtlich und außergerichtlich. Er vertritt 
das Kommunalunternehmen    auch, wenn noch kein Vorstand vorhanden oder der Vorstand handlungsunfähig ist. 
 

(6) Unaufschiebbare Geschäfte oder dringliche Anordnungen können von der/dem Vorsitzenden anstelle des Verwaltungsrats getroffen werden. 
Hiervon ist dem Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung Kenntnis zu geben. 
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§ 7 Einberufung und Beschlüsse des Verwaltungsrats 
 

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche oder elektronische Einladung des Vorsitzenden des Verwaltungsrats zusammen. Die Einladung muss Ta-
gungszeit und -ort und die Tagesordnung angeben und den Mitgliedern des Verwaltungsrats spätestens am fünften Tag vor der Sitzung zugehen. 
In dringenden Fällen kann die Frist auf 24 Stunden abgekürzt werden. 
 

(2) In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkretisiert zu benennen, damit es den Verwaltungsratsmitgliedern 
ermöglicht wird, sich auf die Behandlung der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten. Über andere als in der Tagesordnung angegebene Bera-
tungsgegenstände darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn 

a. die Angelegenheit dringlich ist und der Verwaltungsrat der Behandlung mehrheitlich zustimmt oder 

b. sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrats oder deren Stellvertreter anwesend sind und kein Mitglied der Behandlung widerspricht. 
 

(3) Der Verwaltungsrat ist jährlich mindestens zweimal einzuberufen. Er muss außerdem ein berufen werden, wenn es mindestens ein Drittel der 
Mitglieder des Verwaltungsrats unter Angabe der Beratungsgegenstände beantragt. 
 

(4) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden von dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats geleitet. Ihm obliegt die Vorbereitung der Beratungsge-
genstände. 
 

(5) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und 
stimmberechtigt ist. 
 

(6) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese Folge hingewiesen werden. 
 

(7) Beschlüsse des Verwaltungsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. 
 

(8) Die Beschlussfassung kann außerhalb von den nach Absatz 1 einberufenen Sitzungen auf schriftlichem oder elektronischem Wege erfolgen, 
wenn alle Verwaltungsratsmitglieder zustimmen und sich an der Beschlussfassung beteiligen (Umlaufbeschluss). Absatz 9 gilt entsprechend. 
 

(9) Über die gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden 
Verwaltungsratsmitglieder, die behandelten Gegenstände, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis ersehen lassen. Die Nieder-
schrift ist von dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats zu unterzeichnen und dem Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung zur Genehmigung vor-
zulegen. Die Niederschriften werden von dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats aufbewahrt und können von den Mitgliedern des Verwaltungsrats 
jederzeit eingesehen werden. Die gefassten Beschlüsse sind dem Vorstand zur Kenntnis zu geben. 
 

 

§ 8 Schriftform 

 
Verpflichtende Erklärungen bedürfen der Schriftform, soweit es sich nicht um ständig wieder- kehrende Geschäfte des täglichen Lebens handelt, 
die finanziell von unerheblicher Bedeutung sind. Die Unterzeichnung erfolgt unter dem Namen „gemeinsames Kommunalunternehmen 
Ilmmünster-Hettenshausen, Anstalt des öffentlichen Rechts der Gemeinden Ilmmünster und Hettenshausen“ durch die/den 
Vorstandsvorsitzende/n, im Übrigen durch jeweils Vertretungsberechtigte. 
 

 

§ 9 Wirtschaftsführung, Wirtschaftsplan, Finanzplanung  

 
(1) Das gemeinsame Kommunalunternehmen ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung des öffentlichen Zwecks zu führen. Im Übrigen gelten 

die Vorschriften der Verordnung über Kommunal- unternehmen (KUV) über Wirtschaftsführung, Vermögensverwaltung und Rechnungslegung sowie 
Art. 95 Abs. 1 GO. 
 

(2) Der Vorstand stellt vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan (§ 16 KUV) sowie einen fünfjährigen Finanzplan (§ 19 KUV) 
auf und schreibt diesen entsprechend fort. Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan und dem Vermögensplan. Wirtschaftsplan und Fi-
nanzplan sind so rechtzeitig  aufzustellen, dass der Verwaltungsrat vor Beginn des kommenden Wirtschaftsjahres seine Zustimmung geben kann. 
Bei erheblichen Abweichungen ist der Wirtschaftsplan unverzüglich zu ändern (§ 16 Abs. 2 KUV). 
 
 

§ 10 Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung 

 
(1) Der Vorstand hat innerhalb von sechs Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie die Erfolgs-

übersicht aufzustellen. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind vom Vorstand unter Angabe des Datums zu unterzeichnen und durch einen 
Abschlussprüfer unter Beachtung des Art. 107 GO prüfen zu lassen. 
 

(2) Nach Durchführung der Abschlussprüfung ist der Jahresabschluss mit Lagebericht und Erfolgsübersicht dem Verwaltungsrat zur Feststellung 
vorzulegen (§ 27 KUV). Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat einen Vorschlag für die Verwendung bzw. Behandlung des Ergebnisses zu machen. 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht, die Erfolgsübersicht und der Bericht   über die Abschlussprüfung sind den Trägergemeinden unverzüglich 
nach Feststellung zuzuleiten. 
 

 
§ 11 Wirtschaftsjahr 

 
Das Wirtschaftsjahr des Kommunalunternehmens ist das Kalenderjahr. Das erste Wirtschaftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr und endet am 
31.12.2023. 
 

 
§ 12 Vermögensübertragung bei Auflösung des Kommunalunternehmens 

 
Das Vermögen dieses Kommunalunternehmens geht im Falle der Auflösung im Wege der Ge- samtrechtsnachfolge jeweils hälftig auf die 
Gemeinden Ilmmünster und Hettenshausen über. 
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§ 13 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 02.01.2023 in Kraft. Am gleichen Tag entsteht das gemeinsame Kommunalunternehmen. 
 
Ilmmünster, den 17.11.2022.        Hettenshausen, den 17.11.2022 
 
 
 
………………………………….        ………………………………….. 
Georg Ott          Wolfgang Hagl 
Erster Bürgermeister        Erster Bürgermeister 
 
 
 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 
 

Tag der Veröffentlichung: 19.01.2023  


